Man wird die Städte und unser Land nicht wiedererkennen

Von Harald Friese, bis zu seiner Wahl in den Deutschen Bundestag 1998 Kulturbürgermeister der Stadt Heilbronn. Diese Stelle wurde nach seinem Ausscheiden aus Kostengründen eingespart.
In dieser Zeitschrift braucht man keine Ausführungen zur Finanznot der Städte, Gemeinden und Landkreise machen. Alle Mitglieder der kommunalen Familie wissen, dass das Geld nicht einmal mehr ausreicht, die Aufgaben der Daseinsvorsorge sachgerecht zu erfüllen. Die Kommunen leben von der Substanz. Das hält man ein paar Jahre durch. Dann ist Schluss. „Man wird die deutschen Städte nicht wiedererkennen“, stellte Christian Ude, Ober - bürgermeister von München, in der Süddeutschen Zeitung vom 16.8.2003 zutreffend fest.

Wer meint, bei der Forderung nach einer kommunalen Finanzreform gehe es nur um eine dauerhafte und Planungssicherheit gebende Verbesserung der kommunalen Finanzen, der irrt. Es geht um die Zukunft der kommunalen Demokratie und des kulturellen Lebens in Deutschland.

Warum? In der öffentlichen Diskussion wird verkannt, dass nicht Bund und Länder Träger des etablierten Kulturbetriebes und des kulturellen Lebens sind, sondern die Städte und Gemeinden. Der Bund hat nämlich wegen der Kulturhoheit der Länder, von wenigen Ausnahmen abgesehen, keine Zuständigkeiten. Die Länder sind in aller Regel nicht Träger, sonder Zuschussgeber für kulturelle Einrichtungen. Alles, was wir in Deutschland als Kultur im weitesten Sinne kennen, wird von den Städten und Gemeinden initiiert, organisiert und finanziert.

Oper, Schauspiel, Ballett – ohne das kulturelle Angebot der Städte keine Theaterlandschaft, die in ihrer Vielfalt auf der Welt ihresgleichen sucht. Orchester und Kammerorchester, teilweise mit Weltgeltung: ohne die Kommunen Fehlanzeige. Museen, Galerien, naturwissenschaftliche und Heimatmuseen wie Themenmuseen: Hier gibt es staatliche Einrichtungen, auch Sponsorengelder, auch private Museen. Aber ohne das Engagement der Kommunen wäre die vielfältige Museenlandschaft, die beeindruckende museumspädagogische Arbeit, die Auseinandersetzung mit Kunst und unserer Geschichte keine Realität.

Diese Einrichtungen werden gerne abwertend als etablierter Kulturbetrieb bezeichnet, ohne zu sehen, dass dieser etablierte Kulturbetrieb eine unglaubliche Breitenwirkung besitzt. Wie wäre es aber mit der Erwachsenen- bildung und damit der Arbeit der Volkshochschulen ohne die finanzielle Unterstützung der Städte. Gemeinden und Landkreise bestellt? Wie sähe es mit der Kultur des Lesens nicht nur der jungen Generation ohne Stadtbüchereien und Fahrbüchereien aus? Musikpädagogik ohne Musik- schulen – nicht denkbar. 

Schon diese Beispiele der städtischen Kulturpolitik zeigen, dass es um mehr als die Erhaltung eines etablierten Kulturbetriebes geht. Denn auch Theater hat – richtig verstanden – einen politischen Auftrag. VHS, Stadtbüchereien, Musikschulen: Hier geht es um mehr als die Durchführung von Kursen, den Kauf und die Ausleihe von Büchern oder das Erlernen eines Instrumentes. Hier geht es um die aktive Auseinandersetzung des Menschen mit seinem sozialen Umfeld und der Gesellschaft, es geht um soziale und kommuni- kative Kontakte. Hier kann der Mensch Gleichgesinnte finden, Interessen pflegen, Initiativen starten und Aktivitäten entwickeln. 

Darauf zielt das kulturelle Leben in der Stadt: Menschen zusammenzuführen, zum Beispiel in einer Laienspielgruppe oder beim gemeinsamen Musizieren in einer Musikgruppe oder in den Vereinen, in denen sich Menschen mit gleichen Interessen finden, ergänzen und motivieren. Auch dieses kulturelle in der Stadt bedarf der Förderung und wurde von den Städten und Gemein- den bisher gefördert.

Diese umfassende kulturelle Arbeit der Kommunen und die damit verbun- denen Ausgaben laufen unter dem Begriff „freiwillige Aufgaben“. Ein verhängnisvolles Missverständnis. Da man bei „Pflichtaufgaben“ kaum sparen kann, werden die kulturellen Ausgaben der Städte zum Steinbruch, mit dem man versucht, die Haushalte zu sanieren und die Kultur aus dem Zwang der leeren Kassen heraus unter das Diktat der ökonomischen Vernunft zu stellen.

Kultur und Ökonomie lassen sich aber nur bedingt miteinander versöhnen. Denn das, was kulturelle Aktivitäten bewirken, nämlich Menschen aus der Vereinzelung herauszuführen und sie kommunikativ zusammenzuführen, identitätsstiftend zu wirken und damit Identitäten zu schaffen, lassen sich nicht in einem Haushaltsplan kameralistisch etatisieren.

Kommunale Demokratie ist mehr als öffentliche Sicherheit und Ordnung, mehr als Sozialhilfe, Wirtschaftsförderung und Straßenbau. Kommunale Demokratie lebt von der Kommunikation der Bürger untereinander, dem kulturellen Engagement der Bürger. Weil sich aber das kulturelle Leben der Bürger, egal, ob etablierter Kulturbetrieb oder subkulturelle Initiativen, in den Kommunen abspielen, bedeutet ein fianzieller Rückzug der Kommunen das Ende öffentlicher Kultur nicht nur auf lokaler, sondern auch auf nationaler Ebene. Wir werden am Ende dieser Entwicklung nicht nur unsere Städte, sondern auch unser Land nicht mehr wiedererkennen.

